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ÜbereinkommenÜbereinkommen

über die Beteiligung der Tschechischen Republik,über die Beteiligung der Tschechischen Republik,
der Republik Estland, der Republik Zypern, derder Republik Estland, der Republik Zypern, der

Republik Lettland, der Republik Litauen, derRepublik Lettland, der Republik Litauen, der
Republik Ungarn, der Republik Malta, der Repu-Republik Ungarn, der Republik Malta, der Repu-
blik Polen, der Republik Slowenien und der Slo-blik Polen, der Republik Slowenien und der Slo-

wakischen Republik am Europäischen Wirt-wakischen Republik am Europäischen Wirt-
schaftsraumschaftsraum

Abgeschlossen in Luxemburg am 14. Oktober 2003
Zustimmung des Landtags: 10. März 2004

Inkrafttreten: 6. Dezember 20051

Die Europäische Gemeinschaft,

das Königreich Belgien,

das Königreich Dänemark,

die Bundesrepublik Deutschland,

die Hellenische Republik,

das Königreich Spanien,

die Französische Republik,

Irland,

die Italienische Republik,
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das Grossherzogtum Luxemburg,

das Königreich der Niederlande,

die Republik Österreich,

die Portugiesische Republik,

die Republik Finnland,

das Königreich Schweden,

das Vereinigte Königreich Grossbritannien und Nordirland,

(im Folgenden "EG-Mitgliedstaaten" genannt),

die Republik Island,

das Fürstentum Liechtenstein,

das Königreich Norwegen,

(im Folgenden "EFTA-Staaten" genannt),

(zusammen im Folgenden "derzeitige Vertragsparteien" genannt),

und

die Tschechische Republik,

die Republik Estland,

die Republik Zypern,

die Republik Lettland,

die Republik Litauen,

die Republik Ungarn,

die Republik Malta,

die Republik Polen,

die Republik Slowenien,

die Slowakischen Republik -

in der Erwägung, dass der Vertrag über den Beitritt der Tschechischen
Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lett-
land, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik
zur Europäischen Union (im Folgenden "Beitrittsvertrag" genannt) am 16.
April 2003 in Athen unterzeichnet worden ist,

in der Erwägung, dass nach Art. 128 des am 2. Mai 1992 in Porto unter-
zeichneten Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum jeder
europäische Staat, der Mitglied der Gemeinschaft wird, beantragt, Vertrags-

0.110.030.1 Europäischer Wirtschaftsraum

2 Fassung: 01.05.2004



partei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Fol-
genden "EWR-Abkommen" genannt) zu werden,

in der Erwägung, dass die Tschechische Republik, die Republik Estland, die
Republik Zypern, die Republik Lettland, die Republik Litauen, die Repu-
blik Ungarn, die Republik Malta, die Republik Polen, die Republik Slowe-
nien und die Slowakische Republik beantragt haben, Vertragsparteien des
EWR-Abkommens zu werden,

in der Erwägung, dass die Bedingungen für eine solche Beteiligung durch
ein Übereinkommen zwischen den derzeitigen Vertragsparteien und den
antragstellenden Staaten zu regeln sind -

haben beschlossen, folgendes Übereinkommen zu schliessen:

Art. 1Art. 1

1) Die Tschechische Republik, die Republik Estland, die Republik
Zypern, die Republik Lettland, die Republik Litauen, die Republik Ungarn,
die Republik Malta, die Republik Polen, die Republik Slowenien und die
Slowakische Republik werden Vertragsparteien des EWR-Abkommens und
werden im Folgenden "neue Vertragsparteien" genannt.

2) Ab Inkrafttreten des vorliegenden Übereinkommens sind die Bestim-
mungen des EWR-Abkommens in der Fassung, die sie durch die vor dem 1.
November 2002 angenommenen Beschlüsse des Gemeinsamen EWR-Aus-
schusses erhalten haben, für die neuen Vertragsparteien unter den gleichen
Bedingungen wie für die derzeitigen Vertragparteien und unter den Bedin-
gungen des vorliegenden Übereinkommens verbindlich.

3) Die Anhänge dieses Übereinkommens sind Bestandteil dieses Über-
einkommens.

Art. 2Art. 22

...

Art. 3Art. 3

1) Alle Änderungen, die mit der Akte über die Bedingungen des Beitritts
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern,
der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slo-
wakischen Republik und die Anpassungen der Verträge, auf denen die
Europäische Union beruht, (im Folgenden "Beitrittsakte vom 16. April
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2003" genannt) an den in das EWR-Abkommen aufgenommenen Rechts-
akten der Gemeinschaftsorgane vorgenommen worden sind, werden als
Bestandteil in das EWR-Abkommen aufgenommen.

2) Zu diesem Zweck wird in den Anhängen und Protokollen zum EWR-
Abkommen unter den Nummern, in denen auf die betreffenden Rechtsakte
der Gemeinschaftsorgane Bezug genommen wird, folgender Gedanken-
strich eingefügt:
"- [CELEX-Nummer]: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tsche-

chischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der
Slowakischen Republik und die Anpassungen der Verträge, auf denen
die Europäische Union beruht, angenommen am 16. April 2003".

3) Ist der in Abs. 2 genannte Gedankenstrich der erste Gedankenstrich
unter der betreffenden Nummer, so werden ihm die Worte ", geändert
durch: " vorangestellt.

4) In Anhang A dieses Übereinkommens sind die Nummern der
Anhänge und Protokolle zum EWR-Abkommen aufgeführt, unter denen
der in den Abs. 2 und 3 genannte Wortlaut einzufügen ist.

5) Müssen vor Inkrafttreten dieses Übereinkommens in das EWR-
Abkommen aufgenommene Rechtsakte wegen der Beteiligung der neuen
Vertragsparteien angepasst werden und sind die erforderlichen Anpas-
sungen nicht in diesem Übereinkommen vorgesehen, so werden diese
Anpassungen nach den im EWR-Abkommen festgelegten Verfahren vorge-
nommen.

Art. 4Art. 4

1) Die in Anhang B dieses Übereinkommens aufgeführten Regelungen
werden als Bestandteil in das EWR-Abkommen aufgenommen.

2) Alle Regelungen, die für das EWR-Abkommen von Belang sind und
die in der Beitrittsakte vom 16. April 2003, nicht aber in Anhang B dieses
Übereinkommens aufgeführt sind, werden nach den im EWR-Abkommen
festgelegten Verfahren behandelt.

Art. 5Art. 5

Jede Vertragspartei dieses Übereinkommens kann den Gemeinsamen
EWR-Ausschuss mit allen Fragen im Zusammenhang mit der Auslegung
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oder Durchführung dieses Übereinkommens befassen. Der Gemeinsame
EWR-Ausschuss prüft die Fragen, um eine annehmbare Lösung zu finden
und das reibungslose Funktionieren des EWR-Abkommens aufrechtzuer-
halten.

Art. 6Art. 6

1) Dieses Übereinkommen muss von den derzeitigen Vertragsparteien
und den neuen Vertragsparteien nach ihren eigenen Verfahren ratifiziert
oder genehmigt werden. Die Ratifikations- bzw. Genehmigungsurkunden
werden beim Generalsekretariat des Rates der Europäischen Union hinter-
legt.

2) Es tritt am selben Tag in Kraft wie der Beitrittsvertrag, sofern alle
Ratifikations- bzw. Genehmigungsurkunden zu diesem Übereinkommen
vor diesem Zeitpunkt hinterlegt worden sind und sofern folgende Neben-
abkommen und Protokolle am selben Tag in Kraft treten:
a) Abkommen zwischen dem Königreich Norwegen und der Europäischen

Gemeinschaft über den Norwegischen Finanzierungsmechanismus für
den Zeitraum 2004-2009,

b) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der Republik Island aus Anlass des Beitritts der
Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern,
der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der
Slowakischen Republik zur Europäischen Union,

c) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und dem Königreich Norwegen aus Anlass des Bei-
tritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik
Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowe-
nien und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union und

d) Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und dem Königreich Norwegen über bestimmte landwirt-
schaftliche Erzeugnisse.

3) Haben nicht alle neuen Vertragsparteien ihre Ratifikations- bzw.
Genehmigungsurkunde zu diesem Übereinkommen rechtzeitig hinterlegt,
so tritt dieses für die Staaten in Kraft, die dies rechtzeitig getan haben. In
diesem Fall beschliesst der EWR-Rat unverzüglich über die Anpassungen,
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die an diesem Übereinkommen und gegebenenfalls am EWR-Abkommen
vorzunehmen sind.

Art. 7Art. 7

Dieses Übereinkommen ist in einer Urschrift in dänischer, deutscher,
englischer, estnischer, finnischer, französischer, griechischer, isländischer,
italienischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederländischer, norwe-
gischer, polnischer, portugiesischer, schwedischer, slowakischer, sloweni-
scher, spanischer, tschechischer und ungarischer Sprache abgefasst, wobei
jeder Wortlaut gleichermassen verbindlich ist, und wird beim Generalse-
kretariat des Rates der Europäischen Union hinterlegt; dieses übermittelt
der Regierung jeder Vertragspartei dieses Übereinkommens eine beglau-
bigte Abschrift.

Zu Urkund dessen haben die unterzeichnenden Bevollmächtigten ihre
Unterschriften unter dieses Abkommen gesetzt.

Geschehen zu Luxemburg am vierzehnten Oktober zweitausendund-
drei.

(Es folgen die Unterschriften)
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Anhang AAnhang A

Verzeichnis nach Art. 3 des AbkommensVerzeichnis nach Art. 3 des Abkommens33

...
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Anhang BAnhang B

Verzeichnis nach Art. 4 des AbkommensVerzeichnis nach Art. 4 des Abkommens44

...

SchlussakteSchlussakte

Die Bevollmächtigten

der Europäischen Gemeinschaft,

im Folgenden "Gemeinschaft" genannt, und

des Königreichs Belgien,

des Königreichs Dänemark,

der Bundesrepublik Deutschland,

der Hellenischen Republik,

des Königreichs Spanien,

der Französischen Republik,

Irlands,

der Italienischen Republik,

des Grossherzogtums Luxemburg,

des Königreichs der Niederlande,

der Republik Österreich,

der Portugiesischen Republik,

der Republik Finnland,

des Königreichs Schweden,

des Vereinigten Königreichs Grossbritannien und Nordirland,

Vertragsparteien des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft,

im Folgenden "EG-Mitgliedstaaten" genannt,
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die Bevollmächtigten

der Republik Island,

des Fürstentums Liechtenstein,

des Königreichs Norwegen,

im Folgenden "EFTA-Staaten" genannt, alle zusammen Vertragsparteien
des am 2. Mai 1992 in Porto unterzeichneten Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum, im Folgenden "EWR-Abkommen" genannt,
zusammen im Folgenden "derzeitige Vertragsparteien" genannt,

und

die Bevollmächtigten

der Tschechischen Republik,

der Republik Estland,

der Republik Zypern,

der Republik Lettland,

der Republik Litauen,

der Republik Ungarn,

der Republik Malta,

der Republik Polen,

der Republik Slowenien,

der Slowakischen Republik,

im Folgenden "neue Vertragsparteien" genannt,

die am vierzehnten Oktober zweitausendunddrei in Luxemburg zur Unter-
zeichnung des Übereinkommens über die Beteiligung der Tschechischen
Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lett-
land, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik
am Europäischen Wirtschaftsraum zusammengetreten sind, haben folgende
Texte angenommen:

I. Übereinkommen über die Beteiligung der Tschechischen Republik, der
Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der
Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Repu-
blik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik
am Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden "Übereinkommen"
genannt)
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II. folgende, dem Übereinkommen beigefügte Texte:

Anhang A: Verzeichnis nach Art. 3 des Übereinkommens

Anhang B: Verzeichnis nach Art. 4 des Übereinkommens

Die Bevollmächtigten der derzeitigen Vertragsparteien und die Bevoll-
mächtigten der neuen Vertragsparteien haben folgende, dieser Schluss-
akte beigefügte Gemeinsame Erklärungen angenommen:
1. Gemeinsame Erklärung zur gleichzeitigen Erweiterung der Europäi-

schen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums
2. Gemeinsame Erklärung zur Anwendung der Ursprungsregeln nach

Inkrafttreten des Übereinkommens über die Beteiligung der Tsche-
chischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und
der Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschaftsraum

3. Gemeinsame Erklärung zu Art. 126 des EWR-Abkommens.

Die Bevollmächtigten der Gemeinschaft, der EG-Mitgliedstaaten,
der EFTA-Staaten und der neuen Vertragsparteien haben folgende,
dieser Schlussakte beigefügte Erklärungen zur Kenntnis genommen:
1. Allgemeine Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten
2. Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zur Freizügigkeit der

Arbeitnehmer
3. Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zum Elektrizitätsbin-

nenmarkt
4. Erklärung der Regierung Liechtensteins
5. Erklärung der Tschechischen Republik zur einseitigen Erklärung

des Fürstentums Liechtenstein
6. Erklärung der Slowakischen Republik zur einseitigen Erklärung

des Fürstentums Liechtenstein
7. Erklärung Estlands, Lettlands, Maltas und Sloweniens zu Art. 5

des Protokolls 38a zum EWR-Finanzierungsmechanismus
8. Erklärung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zu

den Ursprungsregeln für Fisch und Fischereierzeugnisse.

Die Bevollmächtigten der derzeitigen Vertragsparteien und die
Bevollmächtigten der neuen Vertragsparteien sind ebenfalls überein-
gekommen, dass die neuen Vertragsparteien in der Zeit vor ihrer
Beteiligung am Europäischen Wirtschaftsraum in geeigneter Weise
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über die im EWR-Rat und im Gemeinsamen EWR-Ausschuss zu
behandelnden relevanten Fragen unterrichtet und dazu konsultiert
werden.

Sie sind ferner übereingekommen, dass das EWR-Abkommen, geän-
dert durch das Anpassungsprotokoll zum Abkommen über den
Europäischen Wirtschaftsraum, und der vollständige Wortlaut aller
Beschlüsse des Gemeinsamen EWR-Ausschusses spätestens bis zum
Inkrafttreten des Übereinkommens in estnischer, lettischer, litaui-
scher, maltesischer, polnischer, slowakischer, slowenischer, tschechi-
scher und ungarischer Sprache abzufassen und von den Vertretern
der Vertragsparteien auszufertigen sind.

Sie nehmen das dieser Schlussakte beigefügte Abkommen zwischen
dem Königreich Norwegen und der Europäischen Gemeinschaft
über einen norwegischen Finanzierungsmechanismus für den Zeit-
raum 2004-2009 zur Kenntnis.

Sie nehmen ferner das dieser Schlussakte beigefügte Zusatzprotokoll
zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und der Republik Island aus Anlass des Beitritts der Tsche-
chischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und
der Slowakischen Republik zur Europäischen Union zur Kenntnis.

Sie nehmen ausserdem das dieser Schlussakte beigefügte Zusatzpro-
tokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und dem Königreich Norwegen aus Anlass des Beitritts
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik
Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slo-
wenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union zur
Kenntnis.

Weiter nehmen sie ebenfalls das dieser Schlussakte beigefügte
Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und dem Königreich Norwegen über bestimmte land-
wirtschaftliche Erzeugnisse zur Kenntnis.

Sie weisen darauf hin, dass die genannten Übereinkünfte und Pro-
tokolle Bestandteile einer Gesamtlösung der im Zusammenhang mit
der Beteiligung der neuen Vertragsparteien am Europäischen Wirt-
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schaftsraum behandelten Fragen sind und dass das Übereinkommen
und die vier Nebenabkommen gleichzeitig in Kraft treten sollten.

Geschehen zu Luxemburg am vierzehnten Oktober zweitausendund-
drei.

(Es folgen die Unterschriften)
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Gemeinsame Erklärungen der Vertragsparteien des Über-Gemeinsame Erklärungen der Vertragsparteien des Über-
einkommenseinkommens

Gemeinsame Erklärung zur Gleichzeitigen Erweiterung derGemeinsame Erklärung zur Gleichzeitigen Erweiterung der
Europäischen Union und des Europäischen WirtschaftsraumsEuropäischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums

Die Vertragsparteien weisen mit Nachdruck darauf hin, wie wichtig eine
rechtzeitige Ratifikation oder Genehmigung durch die derzeitigen Vertrags-
parteien und die neuen Vertragsparteien nach ihren jeweiligen verfassungs-
rechtlichen Bestimmungen ist, um die gleichzeitige Erweiterung der Euro-
päischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums am 1. Mai 2004 zu
gewährleisten.

Gemeinsame Erklärung zur Anwendung der Ursprungsregeln nachGemeinsame Erklärung zur Anwendung der Ursprungsregeln nach
Inkrafttreten des Übereinkommens über die Beteiligung der TschechischenInkrafttreten des Übereinkommens über die Beteiligung der Tschechischen
Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lett-Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lett-
land, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, derland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen RepublikRepublik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik

am Europäischen Wirtschaftsraumam Europäischen Wirtschaftsraum
1. Ursprungsnachweise, die von einem EFTA-Staat oder einer neuen Ver-

tragspartei aufgrund eines Präferenzabkommens zwischen den EFTA-
Staaten und der neuen Vertragspartei oder aufgrund einseitiger natio-
naler Rechtsvorschriften eines EFTA-Staates oder einer neuen Vertrags-
partei ordnungsgemäss ausgestellt worden sind, gelten als Nachweis für
den Präferenzursprung im EWR, sofern
a) der Ursprungsnachweis und die Beförderungspapiere spätestens am

Tag vor Inkrafttreten des Übereinkommens ausgestellt worden sind;
b) der Ursprungsnachweis den Zollbehörden innerhalb von vier

Monaten nach Inkrafttreten des Übereinkommens vorgelegt wird.

Sind Waren aus einem EFTA-Staat oder einer neuen Vertragspartei vor
Inkrafttreten des Übereinkommens aufgrund einer zu diesem Zeitpunkt
geltenden Präferenzregelung zwischen einem EFTA-Staat und einer
neuen Vertragspartei zur Einfuhr in eine neue Vertragspartei bzw. einen
EFTA-Staat angemeldet worden, so kann auch ein aufgrund dieser
Regelung nachträglich ausgestellter Ursprungsnachweis in den EFTA-
Staaten oder den neuen Vertragsparteien anerkannt werden, sofern er
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den Zollbehörden innerhalb von vier Monaten nach Inkrafttreten des
Übereinkommens vorgelegt wird.

2. Die EFTA-Staaten einerseits und die Tschechische Republik, Estland,
Lettland, Litauen, Ungarn, Polen, Slowenien und die Slowakei ande-
rerseits können die Bewilligungen aufrechterhalten, mit denen aufgrund
von Abkommen zwischen den EFTA-Staaten einerseits und der Tsche-
chischen Republik, Estland, Lettland, Litauen, Ungarn, Polen, Slowe-
nien und der Slowakei andererseits der Status des "ermächtigten Ausfüh-
rers" verliehen worden ist, sofern die ermächtigten Ausführer die EWR-
Ursprungsregeln anwenden.

Diese Bewilligungen werden von den EFTA-Staaten und der Tschechi-
schen Republik, Estland, Lettland, Litauen, Ungarn, Polen, Slowenien
und der Slowakei spätestens ein Jahr nach dem Tag des Beitritts durch
neue Bewilligungen ersetzt, die unter den Voraussetzungen des Proto-
kolls 4 zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum erteilt
werden.

3. Die zuständigen Behörden der EFTA-Staaten und der neuen Vertrags-
parteien geben Ersuchen um nachträgliche Prüfung von Ursprungsnach-
weisen, die aufgrund der unter den Nr. 1 und 2 genannten Präferenz-
abkommen und -regelungen ausgestellt wurden, in den drei Jahren nach
Ausstellung des betreffenden Ursprungsnachweises statt; ein solches
Ersuchen kann von den genannten Behörden in den drei Jahren nach
Anerkennung des Ursprungsnachweises gestellt werden.

Gemeinsame Erklärung zu Art. 126 des EWR-AbkommensGemeinsame Erklärung zu Art. 126 des EWR-Abkommens

Die Vertragsparteien bestätigen, dass die in Art. 126 des EWR-Abkom-
mens enthaltenen Verweise auf den "Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft" und auf die "Massgaben jenes Vertrags",
auch das Protokoll 10 über Zypern umfassen, das der Beitrittsakte vom 16.
April 2003 beigefügt wurde.
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Weitere Erklärungen einer oder mehrerer VertragsparteienWeitere Erklärungen einer oder mehrerer Vertragsparteien
des Übereinkommensdes Übereinkommens

Allgemeine Gemeinsame Erklärung der EFTA-StaatenAllgemeine Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten

Die EFTA-Staaten nehmen die der Schlussakte des Vertrages über den
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik
Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien
und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union beigefügten
Erklärungen, die für das EWR-Abkommen von Bedeutung sind, zur
Kenntnis.

Die EFTA-Staaten weisen darauf hin, dass die der Schlussakte des in Abs.
1 genannten Vertrages beigefügten Erklärungen, die für das EWR-
Abkommen von Bedeutung sind, nicht in einer Weise ausgelegt oder ange-
wandt werden können, die im Widerspruch zu den Verpflichtungen der
Vertragsparteien aus diesem Übereinkommen oder aus dem EWR-
Abkommen steht.

Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zur Freizügigkeit derGemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zur Freizügigkeit der
ArbeitnehmerArbeitnehmer

Die EFTA-Staaten weisen mit Nachdruck auf die wichtige Rolle hin,
die Differenzierung und Flexibilität in der Regelung für die Freizügigkeit
der Arbeitnehmer spielen. Sie bemühen sich, den Zugang zum Arbeitsmarkt
für Staatsangehörige der Tschechischen Republik, Estlands, Lettlands,
Litauens, Ungarns, Polens, Sloweniens und der Slowakei im Rahmen des
nationalen Rechts zu erweitern, um die Angleichung an den Besitzstand zu
beschleunigen. Daher sollten sich die Beschäftigungsmöglichkeiten in den
EFTA-Staaten für Staatsangehörige der Tschechischen Republik, Estlands,
Lettlands, Litauens, Ungarns, Polens, Sloweniens und der Slowakei nach
dem Beitritt dieser Staaten erheblich verbessern. Ferner werden die EFTA-
Staaten die vorgeschlagene Regelung bestmöglich nutzen, um so bald wie
möglich zur vollen Anwendung des Besitzstands im Bereich der Freizü-
gigkeit der Arbeitnehmer überzugehen. Für Liechtenstein wird dies nach
Massgabe der in den Sektoralen Anpassungen zu Anhang V (Freizügig-
keit der Arbeitnehmer) und Anhang VIII (Niederlassungsrecht) des EWR-
Abkommens vorgesehenen Sonderregelungen geschehen.
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Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zumGemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zum
ElektrizitätsbinnenmarktElektrizitätsbinnenmarkt

Im Zusammenhang mit der Übergangsregelung für Estland in Anhang 6
Kapitel 8 Nr. 2 der Beitrittsakte vom 16. April 2003 und mit der Erklärung
Nr. 8 zu Ölschiefer, zum Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Richtlinie 96/
92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Dezember
1996 betreffend gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt
(Elektrizitätsrichtlinie): Estland, nehmen die EFTA-Staaten zur Kenntnis,
dass zur Begrenzung der potenziellen Wettbewerbsverzerrung im Elektrizi-
tätsbinnenmarkt möglicherweise Schutzmechanismen wie die Gegenseitig-
keitsklausel der Richtlinie 96/92/EG angewandt werden müssen.

Erklärung der Regierung LiechtensteinsErklärung der Regierung Liechtensteins

Die Regierung Liechtensteins geht davon aus, dass alle Vertragsparteien
das Fürstentum Liechtenstein als einen seit langer Zeit bestehenden, souve-
ränen und anerkannten Staat respektieren, der sowohl im 1. als auch im 2.
Weltkrieg ein neutraler Staat war.

Erklärung der Tschechischen Republik zur einseitigen Erklärung des Fürs-Erklärung der Tschechischen Republik zur einseitigen Erklärung des Fürs-
tentums Liechtensteintentums Liechtenstein

Die Tschechische Republik begrüsst den Abschluss des Übereinkom-
mens zwischen den Bewerberländern und den Mitgliedern des Europäi-
schen Wirtschaftsraums als wichtigen Schritt zur Überwindung der frü-
heren Teilung Europas und zu seiner weiteren politischen und wirtschaftli-
chen Entwicklung. Die Tschechische Republik ist bereit, im Europäischen
Wirtschaftsraum mit allen Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten, ein-
schliesslich des Fürstentums Liechtenstein.

Gegenüber dem Fürstentum Liechtenstein hat die Tschechische Republik
seit ihrer Gründung ein deutliches Interesse an der Aufnahme diplomati-
scher Beziehungen gezeigt. Bereits 1992 übersandte sie den Regierungen
aller Staaten, einschliesslich des Fürstentums Liechtenstein, Ersuchen um
Anerkennung als neues Völkerrechtssubjekt mit Wirkung vom 1. Januar
1993. Während praktisch alle Regierungen positiv reagierten, ist das Fürs-
tentum Liechtenstein bisher eine Ausnahme.

Die Tschechische Republik misst Erklärungen, die nicht im Zusammenhang
mit dem Gegenstand und dem Zweck dieses Übereinkommens stehen, keine
rechtlichen Wirkungen bei.
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Erklärung der Slowakischen Republik zur einseitigen Erklärung des Fürs-Erklärung der Slowakischen Republik zur einseitigen Erklärung des Fürs-
tentums Liechtensteintentums Liechtenstein

Die Slowakische Republik begrüsst den Abschluss des Übereinkom-
mens zwischen den Bewerberländern und den Mitgliedern des Europäi-
schen Wirtschaftsraums als wichtigen Schritt zur weiteren wirtschaftlichen
und politischen Entwicklung in Europa.

Seit ihrer Gründung erkennt die Slowakische Republik das Fürstentum
Liechtenstein als souveränen und unabhängigen Staat an und ist bereit,
diplomatische Beziehungen zum Fürstentum aufzunehmen.

Die Slowakische Republik misst Erklärungen, die nicht im Zusammenhang
mit dem Gegenstand und dem Zweck dieses Übereinkommens stehen, keine
rechtlichen Wirkungen bei.

Erklärung Estlands, Zyperns, Lettlands, Maltas und Sloweniens zu Art. 5Erklärung Estlands, Zyperns, Lettlands, Maltas und Sloweniens zu Art. 5
des Protokolls 38a zum EWR-Finanzierungsmechanismusdes Protokolls 38a zum EWR-Finanzierungsmechanismus

Estland, Zypern, Lettland, Malta und Slowenien betonen, dass der in
Art. 5 verwendete Verteilungsschlüssel ausschliesslich für die Zwecke des
EWR-Finanzierungsmechanismus bestimmt war. Ihres Erachtens präjudi-
ziert dieser Verteilungsschlüssel nicht künftige Vorschläge zu den Vertei-
lungsschlüsseln im Rahmen der Kohäsions- und Strukturinstrumente der
Gemeinschaft.

Erklärung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zu denErklärung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zu den
Ursprungsregeln für Fisch und FischereierzeugnisseUrsprungsregeln für Fisch und Fischereierzeugnisse

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften wird prüfen, ob die
Ursprungsregeln bis zum 1. Mai 2004 angeglichen werden können.
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1 Vorläufig angewendet seit 1. Mai 2004.

2 Das EWR-Abkommen in der aktualisierten Fassung ist in LR 0.110 enthalten, weshalb
sich ein Abdruck der Anpassungsanweisungen zum EWR-Abkommen erübrigt.

3 Das EWR-Abkommen in der aktualisierten Fassung ist in LR 0.110 enthalten, weshalb
sich ein Abdruck der Anpassungsanweisungen zum EWR-Abkommen erübrigt.

4 Das EWR-Abkommen in der aktualisierten Fassung ist in LR 0.110 enthalten, weshalb
sich ein Abdruck der Anpassungsanweisungen zum EWR-Abkommen erübrigt.
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